
 
 

 

© 2024 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen,  
die KPMG International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.  

Global Mobility  
Services Newsletter 
Aktuelle Themen und Fragestellungen  
rund um den internationalen Mitarbeitereinsatz  

April 2024  

 

Update zur Anwendung der                  
Tagestabelle bei zeitweiser Tätig-
keit in Deutschland  

Hintergrund und bisherige Regelung  

Die Anwendung der Tageslohnsteuertabelle bei nur 
zeitweiser Steuerpflicht im Inland wurde mit Wir-
kung zum 1. Januar 2023 in die Lohnsteuerrichtli-
nien aufgenommen. 

Betroffen sind neben unbeschränkt Steuerpflichti-
gen, deren Arbeitslohn teilweise nach einem Dop-
pelbesteuerungsabkommen oder dem Auslandstä-
tigkeitserlass von der inländischen Besteuerung 
freigestellt ist (zum Beispiel ins Ausland entsandte 
Mitarbeitende) insbesondere auch beschränkt Steu-
erpflichtige, bei denen nur der anteilige, auf inländi-
sche Arbeitstage entfallende, Arbeitslohn der inlän-
dischen Besteuerung unterliegt (zum Beispiel 
Betriebsstättenpendelnde).  

Verglichen mit der vorherigen Anwendung der Mo-
natslohnsteuertabelle führt die Anwendung der Ta-
geslohnsteuertabelle zu einer höheren Lohnsteuer-
belastung, von der insbesondere beschränkt 
Steuerpflichtige betroffen sind.  

Die Regelung war für viele Unternehmen im vergan-
genen Jahr auch eine praktische Herausforderung, 
da die Abbildung im Abrechnungssystem nicht im-
mer möglich war und Zweifelsfragen zur Anwen-
dung und Umsetzung der neuen Richtlinie offenblie-
ben. 
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Jüngste Anmerkungen des Bundesministeriums 
für Finanzen  

Aufgrund der verschiedenen Anwendungs- und 
Zweifelsfragen hinsichtlich der Umsetzung der Ta-
gestabelle in die Abrechnungsprogramme hat sich 
das Bundesministerium für Finanzen (BMF) auf 
Veranlassung von acht Wirtschaftsverbänden mit 
der Regelung erneut beschäftigt. Ende Februar 
2024 hat das BMF zu offenen Fragen Stellung ge-
nommen und teilt insbesondere mit:  

Es wird von der Finanzverwaltung nicht bean-
standet werden, wenn für das Jahr 2023 die Lohn-
steuer nicht nach der Tageslohnsteuertabelle, son-
dern noch nach den Richtlinien vor 2023, d.h. 
Monatslohnsteuertabelle, ermittelt wurde.  

Darüber hinaus nimmt das BMF Stellung zur Ermitt-
lung der Steuertage im Verhältnis zu den tatsächli-
chen Arbeitstagen. Die monatlichen Gesamtarbeits-
tage können pauschal mit 20 Arbeitstagen 
angesetzt werden. Die für die Ermittlung der Tages-
lohnsteuer maßgeblichen Steuertage ergeben sich 
dann im Verhältnis der Kalendertage zu den Ge-
samtarbeitstagen, d.h. pauschal mit 30/20 = Faktor 
1,5. Zehn inländische Arbeitstage entsprechen so-
mit automatisch 15 Steuertagen für Zwecke der An-
wendung der Tageslohnsteuertabelle. Eine Abrun-
dung der Steuertage ist zulässig (d.h. sieben 
inländische Arbeitstage entsprechen dann abgerun-
det zehn Steuertagen). 

Das BMF weist in seinem Antwortschreiben auch 
darauf hin, dass derzeitige Widersprüche zu ande-
ren BMF-Schreiben, wie beispielsweise zum Schrei-
ben „Ermittlung des steuerfreien und steuerpflichti-
gen Arbeitslohns nach den Doppelbesteuerungs-
abkommen sowie nach dem Auslandstätigkeitser-
lass im Lohnsteuerabzugsverfahren“ vom 14. März 
2017 (BStBl I S. 473) aufgelöst werden. Eine Neu-
fassung dieser Schreiben ist bereits in Planung. 

In diesem Zusammenhang äußert sich das BMF 
insbesondere auch zur bisherigen und zukünftigen 
Anwendung des Lohnsteuerjahresausgleichs für be-
schränkt Steuerpflichtige. Einem noch inoffiziellen 
Referentenentwurf des Jahressteuergesetzes 2024 
ist in diesem Zusammenhang bereits zu entneh-
men, dass die Möglichkeit des Lohnsteuerjahres-
ausgleichs für beschränkt Steuerpflichtige aufgeho-
ben werden soll.  

 
 
 
 

 

 

International Remote Working:       
Beschränkte Steuerpflicht durch 
Verwertung der Arbeit im Inland?   

In Zeiten einer immer flexibler und mobiler werden-
den Arbeitswelt ist die Rekrutierung ausländischer 
Fachkräfte zur Erweiterung des zur Verfügung ste-
henden Talentpools für Unternehmen keine Selten-
heit. Teilweise behalten die ausländischen Mitarbei-
tenden ihren ausschließlichen Wohnsitz im 
Heimatland bei und sind mittlerweile verstärkt von 
dort „remote“ für ihren deutschen Arbeitgeber tätig. 
Mangels Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
Deutschland unterliegen sie folglich lediglich der be-
schränkten Steuerpflicht (§ 1 Abs. 4 EStG). Daher 
werden nur inländische Einkünfte von der deut-
schen Besteuerung erfasst. Bei Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit liegen – sofern keine Son-
derregelungen wie beispielsweise bei Geschäftsfüh-
rern und Prokuristen greifen – inländische Einkünfte 
vor, soweit die Arbeit in Deutschland ausgeübt oder 

Fazit 

Durch die Antwort des BMF auf die Eingabe der 
Wirtschaftsverbände ist insbesondere zur An-
wendung der Tagestabelle im Lohnsteuerabzug 
des Jahres 2023 Klarheit für Arbeitgeber ge-
schaffen worden.  

Für das Jahr 2024 sind die Anwendung der Ta-
gestabelle und die Umsetzung in den Abrech-
nungsprogrammen zwingend notwendig. Ar-
beitgeber, die aktuell die Tagestabelle noch 
nicht anwenden, sollten daher zeitnah handeln. 
Insbesondere beschränkt Steuerpflichtige mit 
Bruttolohnvereinbarungen sollten über die hö-
here Lohnsteuerbelastung im Vorfeld informiert 
werden, da diese direkten Einfluss auf die Höhe 
des monatlichen Auszahlungsbetrags hat. Ar-
beitgeber könnten interne Ausgleichsmechanis-
men, wie beispielsweise sogenannte Tax Pro-
tections, einführen.  

Im Falle von Betriebstättenpendelnden sollte 
auch die Pauschalierung der Lohnsteuer nach 
§ 40a (7) EStG in Betracht gezogen werden, 
um nachteilige Nettoeffekte abzumildern.  
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verwertet wurde (§ 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a EStG). 
Offensichtlich stellt das Merkmal der Tätigkeitsaus-
übung auf die physische Komponente ab, hingegen 
stellt sich beim Merkmal der „Verwertung“ einer Ar-
beitsleistung die Frage, welche Kriterien für die Be-
urteilung einer Verwertung heranzuziehen sind.  

Leider gibt es keine gesetzliche Definition des Be-
griffs der Verwertung, daher wurde dieser durch die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) kon-
kretisiert. Dabei nahm der BFH eine einschrän-
kende Auslegung des Begriffs vor. Für die Prüfung, 
ob eine Verwertung vorliegt, sind die beiden folgen-
den Fragestellungen relevant: 

- Durch wen erfolgt die Verwertung, d.h. wer war 
Subjekt der Verwertung? 

- Was war Gegenstand, also Objekt der Verwer-
tung? 

Die Person des Verwertenden kann nach Ansicht 
des BFH nur der Mitarbeitende sein: Nur derjenige, 
der die Leistung selbst erbracht hat, kann sie auch 
verwerten. Eine Verwertung durch das Unterneh-
men des Arbeitgebers erfüllt nicht den Verwertungs-
tatbestand im Sinne der Vorschrift des § 49 Abs. 1 
Nr. 4 Buchst. a EStG. Wie der Arbeitgeber als Emp-
fänger die Arbeitsergebnisse nutzt, ist unerheblich. 

Zudem setzt eine Verwertung voraus, dass sich die 
Tätigkeit nicht in der Arbeitsleistung erschöpft, son-
dern ein körperliches oder geistiges Produkt ge-
schaffen wird. Das jeweilige Ergebnis der Tätigkeit 
muss einer eigenständigen Nutzung zugänglich 
sein. Um den Verwertungstatbestand zu erfüllen, 
müsste also ein verwertbarer Gegenstand bzw. ein 
verwertbares Produkt, typischerweise auch mit ei-
ner entsprechenden Vergütung an den Arbeitgeber 
im Inland übertragen werden. Insbesondere, wenn 
keine Unterscheidung in die eigentliche Tätigkeit im 
Ausland und ein möglicherweise daraus entstande-
nes, zu übertragendes (immaterielles) Wirtschafts-
gut möglich ist, spricht dies nicht für eine Verwer-
tung im Inland.  

Etwas anderes könnte beispielsweise gelten, wenn 
der ausländische Mitarbeitende ein gesondertes 
Honorar für die Überlassung der Nutzungsrechte an 
den Arbeitsergebnissen (zum Beispiel einer erstell-
ten Software) erhält. Dies sollte in der Regel jedoch 
nicht der Fall sein, da dem Arbeitgeber regelmäßig 
sämtliche Rechte an den Arbeitsergebnissen seiner 
Mitarbeitenden zustehen, ohne dass hierfür eine 
gesonderte Vergütung gezahlt wird.  

 

 

Vereinigtes Königreich: Ende des 
,,Remittance-Basis‘‘–Prinzips?   

Der am 6. März 2024 dem britischen Parlament vor-
gelegte Haushaltsentwurf enthält wesentliche Ände-
rungen für Personen, die im Vereinigten Königreich 
als „non-resident“ gelten und die sich dort auf Ent-
sendung befinden oder eine Entsendung dorthin 
planen. Die Besteuerung nach dem Prinzip der so-
genannten „Remittance-Basis“ soll demnach abge-
schafft werden.  

Nachfolgend stellen wir Ihnen sowohl das Prinzip 
der sogenannten „Remittance Basis“ als auch das 
des sogenannten „Overseas Workday Reliefs“ vor 
und erläutern, welche Auswirkung die diskutierte 
Abschaffung des „Remittance-Basis“-Prinzips auf 
Arbeitgebende und ihre entsandten Mitarbeitenden 
haben wird: 

Übersicht über die aktuellen Regelungen:  

a) Besteuerung nach dem Prinzip der „Remittance 
Basis“ 

Personen, die im Vereinigten Königreich als „non-
domiciled“ (nicht ansässig) gelten, können wählen, 
ob sie nach dem Prinzip der sogenannten „Remit-
tance Basis“ besteuert werden möchten. Als „non-

Fazit  

Bei einer im Ausland ausgeübten Arbeitneh-
mertätigkeit liegt grundsätzlich keine Verwer-
tung im Inland vor, auch wenn die Arbeitser-
gebnisse beim deutschen Arbeitgeber genutzt 
werden. Beschränkt steuerpflichtige Mitarbei-
tende erzielen daher regelmäßig keine inländi-
schen Einkünfte durch Verwertung ihrer Arbeit 
in Deutschland.  

Neben der Arbeitsleistung wird in der Regel 
kein verwertbares Produkt geschaffen und ge-
sondert an den Arbeitgeber übertragen. Für 
eine abschließende Beurteilung ist jedoch eine 
Prüfung des konkreten Sachverhalts und der je-
weiligen vertraglichen Vereinbarungen erforder-
lich. Dabei unterstützen wir Sie bei Bedarf 
gerne. 
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domiciled“ gilt eine Person regelmäßig dann, wenn 
sie nicht dauerhaft im Vereinigten Königreich lebt 
und auch keine Absicht hat, dauerhaft im Vereinig-
ten Königreich zu leben. Wählt die non-domiciled 
Person nun, nach dem Prinzip der „Remittance Ba-
sis“ besteuert zu werden, unterliegen nur die im 
Vereinigten Königreich erzielten Einkünfte und Ge-
winne sowie alle außerhalb des Vereinigten König-
reich erzielten Einkünfte und Gewinne, die in das 
Vereinigte Königreich überwiesen ("remitted") wer-
den, der dortigen Besteuerung.  

Dadurch verliert die steuerpflichtige Person jedoch 
den Anspruch auf den persönlichen Steuerfreibe-
trag und den jährlichen Freibetrag für Kapitalge-
winne. Um eine Besteuerung nach dem Prinzip der 
„Remittance Basis“ zu erlangen, müssen die Steu-
erpflichtigen also sicherstellen, dass die außerhalb 
des Vereinigten Königreichs erzielten Einkünfte und 
Gewinne nicht in das Vereinigte Königreich über-
wiesen werden. Dadurch ergab sich einerseits ein 
entsprechend großes Potenzial, nur in geringem 
Umfang Steuern im Vereinigten Königreich entrich-
ten zu müssen, andererseits aber auch ein hoher 
Dokumentationsaufwand für die Steuerpflichtigen. 

Neben dieser Grundkonstellation sind weitere Fall-
gestaltungen möglich, die – ggfs. nur unter Entrich-
tung von „Remittance Basis“-Gebühren – zu einer 
Besteuerung nach „Remittance Basis“ optieren 
könnten. Für diese Fälle sind die Voraussetzungen 
detailliert zu prüfen und unter Umständen von der 
Dauer einer vorherigen Ansässigkeit im Vereinigten 
Königreich abhängig.  

b) Der sogenannte „Overseas Workday Relief“ 
(OWR) 

Sind Personen im Vereinigten Königreich ansässig, 
erzielen aber auch Einkommen aus einer ausländi-
schen Tätigkeit, kann für sie das sogenannte 
"Overseas Workday Relief" (OWR) zur Anwendung 
kommen. Erfüllt diese Person nunmehr die Voraus-
setzungen des „OWR“, kann sie die Einkünfte, die 
sich auf Arbeitstage außerhalb des Vereinigten Kö-
nigreichs beziehen, von der Besteuerung im Verei-
nigten Königreich ausnehmen. Dies gilt allerdings 
nur dann und nur so lange die Einkünfte, die sich 
auf diese Tage beziehen, außerhalb des Vereinig-
ten Königreichs gezahlt und nicht in das Vereinigte 
Königreich überwiesen werden. Diese Befreiung gilt 
für das erste Jahr des Aufenthalts im Vereinigten 
Königreich und die beiden folgenden Steuerjahre.  

Geplante Neuregelung: 

Anstatt der vorgenannten Regelung des ,,Remit-
tance-Basis“-Prinzips enthält der Haushaltsentwurf 

den Vorschlag eines sogenannten „Four-Year For-
eign Income and Gains Regime” (“FIG”). Diese vor-
geschlagene neue Regelung stellt eine erhebliche 
Vereinfachung der derzeitigen Vorschrift dar. Die 
wichtigsten Merkmale des geplanten “FIG” lassen 
sich wie folgt skizzieren: 

− Das „domiciled“-Konzept soll ab dem 6. April 
2025 abgeschafft werden. Stattdessen können 
natürliche Personen die neue „FIG“-Regelung in 
Anspruch nehmen, wenn sie in den vorange-
gangenen 10 britischen Steuerjahren nicht im 
Vereinigten Königreich ansässig waren. 

− Ab dem 6. April 2025 sollen natürliche Perso-
nen, die für die „FIG“-Regelung in Frage kom-
men und sich dafür entscheiden, im Vereinigten 
Königreich nur mit ihren im Vereinigten König-
reich erzielten Einkünften und Gewinnen steu-
erpflichtig sein. Sie werden nicht mit ihren aus-
ländischen Einkünften und Gewinnen besteuert 
–  unabhängig davon, ob diese in das Verei-
nigte Königreich überwiesen werden. Diese 
Personen verlieren dann den Vorteil des per-
sönlichen Steuerfreibetrags und den jährlichen 
Freibetrag für Kapitalgewinne. 

− Eine Besteuerung nach dem „FIG“ soll nur in 
den ersten vier Jahren der Begründung des 
steuerlichen Wohnsitzes im Vereinigten König-
reich erfolgen. Danach wären diese Personen 
mit ihren weltweiten Einkünften und Gewinnen 
im Vereinigten Königreich steuerpflichtig. 

− Personen, die für die neue „FIG“-Regelung in 
Frage kommen würden, sollen auch Anspruch 
auf den „OWR“ haben. Sie dürfen ihre Ein-
künfte, die sich auf Arbeitstage außerhalb des 
Vereinigten Königreichs beziehen, dann auch 
ins Vereinigte Königreich überweisen lassen. 

Die vorgeschlagenen neuen Regeln werden voraus-
sichtlich am 6. April 2025 in Kraft treten. Für das 
Steuerjahr 2024/25 bleiben die bestehenden Vor-
schriften in Kraft. Darüber hinaus wurden weitere 
Übergangsregelungen für bestimmte Konstellatio-
nen, die aktuell von der Besteuerung nach dem 
„Remittance-Basis“-Prinzip profitieren, angekündigt. 
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Kindererziehung im EU-Ausland – An-
erkennung als rentenrechtliche Zeit 
in Deutschland ?    

Kindererziehungszeiten (im Folgenden „KEZ“ ge-
nannt) gelten für eine Rentenberechnung in 
Deutschland als Beitragszeiten. Für die Erziehung 
eines nach dem 31. Dezember 1991 geborenen 
Kindes erhalten Versicherte für 36 Monate KEZ 
(circa drei Entgeltpunkte). Wird ein Kind im europäi-
schen Ausland erzogen, während für die erzie-
hende Person keine Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung in Deutschland besteht, ist 
nach deutschem Recht zu prüfen, ob unmittelbar 
vor oder während der Erziehung Pflichtbeiträge zur 
deutschen Rentenversicherung entrichtet wurden. 
Ist dies nicht der Fall, werden die KEZ bisher grund-
sätzlich im Erziehungsstaat (Aufenthaltsstaat) und 
nicht in Deutschland anerkannt. 

Unter Berücksichtigung der eben genannten deut-
schen gesetzlichen Regelung hatte der EuGH sich 
mit folgendem Sachverhalt auseinander zu setzen: 

Eine 1958 geborene deutsche Staatsangehörige 
lebte von 1962 bis 2010 in den Niederlanden, je-
doch in Grenznähe zu Deutschland. In Deutschland 
besuchte sie die Schule und begann 1975 als 
Grenzgängerin in der Bundesrepublik eine Ausbil-
dung. 1978 begann sie zudem ein einjähriges Prak-
tikum, für welches sie mangels Bezahlung von der 
Rentenversicherungspflicht befreit war. Anschlie-
ßend nahm sie ihre Ausbildung wieder auf und be-
endete diese im Juli 1980. Bis zur Erziehung der in 
den Jahren 1986 und 1989 geborenen Kinder er-
folgte weder in Deutschland noch in den Niederlan-
den eine versicherungspflichtige Beschäftigung. 
Erst nach ihrer Rückkehr nach Deutschland wurden 
ab dem Jahr 2012 Pflichtbeiträge zur Rentenversi-
cherung in Deutschland entrichtet. 

Für die Berechnung einer seit 2018 bezogenen 
Rente wegen voller Erwerbsminderung lehnte die 
Deutsche Rentenversicherung die Berücksichtigung 
von KEZ ab, wodurch sich ein geringerer monatli-
cher Auszahlungsbetrag dieser Rentenart ergab.  

Die Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 
987/09 regeln in einer solchen Konstellation, ob die 
KEZ in Deutschland oder im europäischen Ausland 
rentenrechtlich berücksichtigt werden. Da in den 
Niederlanden jedoch nie Beiträge zur Rentenversi-
cherung gezahlt wurden, war die Anrechnung der 
KEZ im dortigen Rentensystem ausgeschlossen. 
Folglich bestünde weder in Deutschland noch in 
den Niederlanden Anspruch auf rentenrechtliche 
Anrechnung von KEZ. Das Nichtanrechnen der KEZ 
wiederum könnte jedoch eine Benachteiligung be-
deuten und somit einen Verstoß gegen das Freizü-
gigkeitsrecht des Artikel 21 AEUV darstellen.  

In seiner Entscheidung vom 22. Februar 2024 (C-
283/21) stellte sich der EuGH die Frage, ob der Arti-
kel 21 AEUV dahingehend auszulegen ist, dass der 
für die Erwerbsminderungsrente leistungspflichtige 
Staat (hier Deutschland) auch dann zur Anrechnung 
der KEZ verpflichtet ist, wenn die Voraussetzungen 
der Ausübung einer versicherungspflichtigen Be-
schäftigung oder selbstständigen Tätigkeit nicht vor-
liegen. Diese Frage wurde durch den EuGH bejaht, 
wenn zwischen den KEZ und den Versicherungs-
zeiten in Deutschland eine „hinreichende Bezie-
hung“ besteht. 

Das Vorliegen einer solchen hinreichenden Bezie-
hung gelte dann als erfüllt, sofern sowohl vor als 
auch nach Zeiten der Kinderziehung Versicherungs-
zeiten für eine Ausbildung oder Beschäftigung in 
Deutschland zurückgelegt wurden. Ein Staat kann 
zwar nach nationalem Recht eine Beitragszahlung 
für die Erfüllung von Versicherungszeiten voraus-

Fazit 
 
Die geplante Abschaffung der Besteuerung 
nach dem Prinzip der „Remittance Basis“ 
schafft eine erhebliche Erleichterung für ent-
sandte Mitarbeitende, vor allem hinsichtlich 
des Aufwands zur Dokumentation der Überwei-
sungen von ausländischem Vermögen ins Ver-
einigte Königreich. Die Abschaffung kann je-
doch auch dazu führen, dass Personen die 
Voraussetzungen des neuen Regimes nicht 
mehr erfüllen, daher nicht mehr davon profitie-
ren können und sie deshalb eine höhere Steu-
erbelastung haben könnten.  

Weitere Leitlinien zur Neuregelung sind im 
Laufe dieses Jahres zu erwarten. Besonderes 
Augenmerk ist auch auf die im Herbst 2024 
stattfindenden Parlamentswahlen zu legen. Ob 
und wie sich bei einem möglichen Regierungs-
wechsel nochmals Änderungen bei der Ab-
schaffung der sogenannten „Remittance Basis“ 
ergeben könnten, bleibt dann abzuwarten. 
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setzen, die Auslegung lässt aber das Vorliegen ei-
ner hinreichenden Verbindung von Versicherungs-
zeiten unter Auslegung des Artikel 21 AEUV nicht 
entfallen. 

Folglich darf der für eine Rente leistungspflichtige 
Staat die Berücksichtigung von KEZ nicht allein 
deshalb ausschließen, weil die Kindererziehung in 
einem anderen Mitgliedsstaat zurückgelegt wurde. 
Anderenfalls benachteilige er seine eigenen Staats-
angehörigen dafür, dass sie von ihrem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch gemacht haben. 

Der EuGH entschied daher, dass die KEZ Berück-
sichtigung für die Berechnung der vollen Erwerbs-
minderungsrente in Deutschland finden müssen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mehr Mobilität mit der Blaue Karte EU  

In vielen Branchen und Berufsfeldern gibt es einen 
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften. Dies wirkt 
sich negativ auf die Wirtschaft und das Wachstum 
in der Bundesrepublik aus. Durch die neuen Ände-
rungen zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz wur-
den Regelungen für ausländische Personen, die 
eine Blaue Karte EU besitzen erweitert, um ihnen 
das Leben und Arbeiten in Deutschland zu erleich-
tern. 

Die Blaue Karte EU ist ein Aufenthaltstitel für hoch-
qualifizierte Fachkräfte aus Drittstaaten, die in der 
EU arbeiten möchten.  

Voraussetzung für die deutsche Blaue Karte EU ist, 
dass Antragsstellende ein mit einem deutschen Ab-
schluss vergleichbares Hochschulstudium nachwei-
sen und ein deutscher Arbeitsvertrag mit einem 
Mindestbruttojahresgehalt vorliegt. Die Gehalts-
schwellen werden jährlich überprüft und angepasst. 
Für das Jahr 2024 muss ein Mindestbruttojahresge-
halt von mindestens 45.300 Euro erreicht sein. Für 
Arbeitnehmende in Engpassberufen beträgt im Jahr 
2024 die Bruttojahresgehaltsgrenze 41.041,80 
Euro. 

Wir möchten auf zwei Neuregelungen aufmerksam 
machen: 

Kurzfristige Mobilität   

Bisher konnten Personen mit einer Blaue Karte EU, 
zu touristischen bzw. zu Geschäftsreisezwecken in-
nerhalb anderer Schengen-Staaten (Belgien, Däne-
mark, Estland, Finnland, Griechenland, Island, Ita-
lien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik 
und Ungarn) bis zu 90 Tage innerhalb von 180 Ta-
gen visumsfrei reisen.  

Seit November 2023 können Personen mit einer 
Blauen Karte EU nun auch für berufliche Zwecke 
schnell und unkompliziert für bis zu 90 Tage in wei-
tere EU-Staaten reisen und dort arbeiten. Davon 
profitieren Unternehmen, die in mehreren EU-Staa-
ten tätig sind und ihre Mitarbeitenden regelmäßig 
zwischen den Ländern hin- und herreisen lassen 
müssen. 

Einschränkend ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
noch nicht alle Mitgliedstaaten der EU die zugrun-
deliegende Richtlinie zur kurzfristigen Mobilität an-
wenden. Somit muss vor jeder Anwendung der 

Fazit 

Bei der Ermittlung des zuständigen Staats für 
KEZ bei Erziehung in einem europäischen Aus-
land sind verschiedene Voraussetzungen zu 
berücksichtigen. Ein Anspruch kann auch erst 
im Nachgang durch Erlangung von Versiche-
rungszeiten nach der Erziehung entstehen. 

Bei einer Kontenklärung bei der Deutschen 
Rentenversicherung ist es deshalb auch wich-
tig, die zukünftigen beruflichen Pläne und deren 
rentenrechtlichen Auswirkungen zu betrachten 
oder zwischen verschiedenen Konstellationen 
abzuwägen. 

Gerne unterstützen wir Sie beratend oder bei 
der Durchführung eines Kontenklärungsverfah-
rens. 
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kurzfristigen Mobilität geprüft werden, ob und in 
welcher Form der jeweilige Mitgliedstaat die Richtli-
nie in nationales Recht aufgenommen hat.  

Dies macht es aktuell eher schwierig, eine einheitli-
che Policy für kurzzeitige Arbeitseinsätze von Per-
sonen mit der Blauen Karte EU zu gestalten.     
Gleiches gilt auch für eine Ausweitung der Work-
from-Anywhere-Richtlinien auf Personen mit einer 
Blauen Karte EU.  

Erfreulicherweise hat Deutschland die Richtlinie be-
reits zum Stichtag am 18. November 2023 umge-
setzt. Daher kann die kurzfristige Mobilität für Kurz-
einsätze von Personen mit Blauer Karte EU aus 
dem EU-Ausland nach Deutschland bereits genutzt 
werden und bringt hier signifikante Vorteile.  

Langfristige Mobilität   

Personen, die sich bereits seit mindestens 12 Mo-
naten mit einer Blauen Karte EU in einem anderen 
EU-Staat aufhalten, können nun auch langfristig vi-
sumsfrei nach Deutschland umziehen. Sie müssen 
dann nach der Einreise eine deutsche Blaue Karte 
EU beantragen. 

Interessant ist dies insbesondere für Arbeitneh-
mende, die innerhalb der EU weiterwandern möch-
ten, ohne erneut ein komplexes Visumsverfahren 
durchlaufen zu müssen.  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fazit 

Die neuen Änderungen zum Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz in Deutschland erleichtern aus-
ländischen Fachkräften mit einer Blauen Karte 
EU das Leben und Arbeiten in Deutschland. Die 
Neuregelungen betreffen die kurzfristige und 
langfristige Mobilität dieser Personen.  

Insgesamt tragen diese Neuregelungen dazu 
bei, den Mangel an qualifizierten Arbeitskräften 
in vielen Branchen und Berufsfeldern zu be-
kämpfen und die Wirtschaft und das Wachstum 
in Deutschland zu fördern. 
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GMS Insights – Webcasts 1. Halbjahr 
2024 

Für Ihre Anmeldung registrieren Sie sich bitte direkt 
auf der Webcast-Plattform.  
 
Wir freuen uns über Ihre Teilnahme. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Fokusthema Termin 

Rente & Co. bei ausländischen 
Mitarbeitenden 

7. Mai 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Update zur EU Posted Workers 
Directive 

4. Juni 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Lohnsteueraußenprüfung:       
Aktuelle Themen aus der Praxis 

2. Juli 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
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Unsere Standorte 
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Kontakt 
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